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Sehr geehrter Herr Direktor,

in ihrer Sitzung in vereinigten Sektionen vom 22. November 2007 hat die Ständige Kommission für Sprachenkontrolle (SKSK) eine Klage untersucht, die von einem deutschsprachigen Einwohner der Gemeinde Lontzen eingereicht worden ist, weil ihm eine in Französisch verfasste Aufforderung zugeschickt worden ist zwecks technischer Kontrolle seines Zerstäubers.

Aus den der Klage beigefügten Belegen geht hervor, dass die Aufforderung und die ihr beigefügte Dokumentation von Ihrer Dienststelle ausgehen und nicht von der Föderalagentur für die Sicherheit der Nahrungsmittelkette (FASNK), wie der Kläger irrtümlicherweise behauptet. Das Ganze ist in Französisch verfasst.

   *

         *          *

Die SKSK stellt fest, dass das Wallonische Zentrum für Agrarwissenschaftliche Forschung eine Dienststelle der Wallonischen Region ist, deren Tätigkeit sich im Sinne von Artikel 35 des ordentlichen Gesetzes vom 9. August 1980 zur Reform der Institutionen auf den gesamten Amtsbereich der Region erstreckt.

Aufgrund von Artikel 36 § 2 dieses Gesetzes unterliegen die Dienststellen, was die Gemeinden mit einer besonderen Sprachenregelung ihres Amtsbereichs betrifft, der Sprachenregelung, die den lokalen Dienststellen dieser Gemeinden durch die durch Königlichen Erlass vom 18. Juli 1966 koordinierten Gesetze über den Sprachengebrauch in Verwaltungsangelegenheiten (KGS) für Bekanntmachungen, Mitteilungen und Formulare, die für die Öffentlichkeit bestimmt sind, und für ihre Beziehungen mit Privatpersonen und die Erstellung von Akten, Bescheinigungen, Erklärungen und Genehmigungen auferlegt ist.

Die Aufforderung, die dem Kläger zugeschickt wurde, ist als eine Beziehung mit einer Privatperson im Sinne der KGS zu betrachten.

Gemäß Artikel 12 Absatz 1 der KGS bedienen sich alle im deutschen Sprachgebiet angesiedelten lokalen Dienststellen in ihren Beziehungen mit Privatpersonen ihrer Gemeinde ausschließlich der Sprache ihres Gebietes. Geantwortet wird jedoch immer in der von der Privatperson benutzten Sprache, wenn diese Person sich auf Französisch oder auf Deutsch an eine Dienststelle richtet, die in einer Malmedyer Gemeinde oder einer Gemeinde des deutschen Sprachgebietes angesiedelt ist (Artikel 12 Absatz 2 der KGS).

Da es sich bei dem Betreffenden um einen deutschsprachigen Einwohner des deutschen Sprachgebietes handelt, hätten die Aufforderung und die ihr beigefügten Dokumente ihm vollständig in deutscher Sprache zugeschickt werden müssen.

Die SKSK ist daher der Ansicht, dass die Klage zulässig und begründet ist.

Die SKSK weist Sie darauf hin, dass die in deutscher Sprache verschickte Korrespondenz (erste Aufforderung) als das Originalexemplar wird angesehen werden müssen.

Die SKSK bittet Sie ihr mitzuteilen, welche Schritte im Anschluss an vorliegendes Gutachten von Ihnen unternommen werden.

Eine Abschrift dieses Gutachtens ergeht an den Kläger.

Mit vorzüglicher Hochachtung







Der Vorzitzende

A. VAN CAUWELAERT-DE WYELS

	
	
	
	
	



